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Allgemeines 

Mit dem "Gesetz zur  Berücksichtigung  der Kindererziehung  im  Beitragsrecht der 

sozialen Pflegeversicherung" (Kinder-Berücksichtigungsgesetz) wurde ab 01.01.2005 

ein Beitragszuschlag für Kinderlose in der sozialen Pflegeversicherung in Höhe von 

0,25% eingeführt. Die damaligen Spitzenorganisationen der Sozialversicherung hat-

ten über die sich aus dem Gesetz ergebenden Änderungen im Beitragsrecht der so-

zialen Pflegeversicherung beraten und die dabei erzielten Ergebnisse in einem „Ge-

meinsamen Rundschreiben vom 03.12.2004“ zusammengefasst. Mit Rundschreiben 

Inn ZS Nr. 74/2004 sowie Inn ZS Nr. 80/2004 wurden die Dienststellen über die Ein-

führung und Auswirkungen des Beitragszuschlags für Kinderlose informiert. 

 

Grundsätzliche Hinweise zum Beitragszuschlag für Kinderlose 

Aufgrund von zwischenzeitlich ergangener höchstrichterlicher Rechtsprechung des 

Bundessozialgerichts hat der GKV-Spitzenverband die Ausführungen unter Kapitel B 

des „Gemeinsamen Rundschreibens vom 03.12.2004“ aktualisiert und durch „Grund-

sätzliche Hinweise zum Beitragszuschlag für Kinderlose vom 07.11.2017“ er-

setzt (vgl. Anlage). 

Die übrigen Kapitel C bis J, die im Wesentlichen beitragsrechtliche Aspekte abbilde-

ten (z. B. Beitragsberechnung, Beitragstragung, Beitragszahlung etc.), sind in weiten 

Teilen in aktuelleren Verlautbarungen aufgegangen und wurden daher nicht fortge-

schrieben; z. B. in dem „Gemeinsamen Rundschreiben zur versicherungs-, beitrags- 

und melderechtlichen Behandlung von Beschäftigungsverhältnissen in der Gleitzone“ 

(vgl. Rundschreiben SenFin IV Nr. 2/2015). 

 

Empfehlungen zum Nachweis der Elterneigenschaft 

Die beigefügten „Grundsätzlichen Hinweise“ beinhalten auch die „Empfehlungen 

zum Nachweis der Elterneigenschaft vom 07.11.2017“ (vgl. Anlage, Pkt. 3 ff, ins-

besondere Abschnitt 3.4).  Diese Empfehlungen basieren im Wesentlichen auf den 

„Gemeinsamen Empfehlungen der (ehemaligen) Spitzenverbände der Pflegekassen 

vom 12. Juni 2008“ und lösen diese ab. 

Die Auflistung der unter Abschnitt 3.4 anzuerkennenden Nachweise ist weitgehend 

abschließend, ohne dass jedoch im Einzelfall die Anerkennung eines anderen geeig-

neten Nachweises ausgeschlossen ist. Sofern Zweifel bestehen, ob eine Elterneigen-

schaft im Sinne der Regelungen zum Beitragszuschlag für Kinderlose gegeben bzw. 

ob der Nachweis der Elterneigenschaft geeignet ist, insbesondere bei Eltern von 

Adoptiv- und Stiefkindern, ist eine Entscheidung der zuständigen Einzugsstelle ge-

mäß § 28 h Abs. 2 SGB IV herbeizuführen. 
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Ich bitte um Beachtung der beigefügten Hinweise und Empfehlungen des GKV-Spit-

zenverbandes. 

 

Die Rundschreiben Inn ZS Nr. 74/2004 sowie Inn ZS Nr. 80/2004 werden hiermit auf-

gehoben.  

 

  
Im Auftrag 
 
Mayr 
 

 


